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Landeshauptstadt Magdeburg 

Änderungsantrag 
 

 
Zum Verhandlungsgegenstand 

 
Datum 

A0258/22/1  öffentlich A0258/22 16.08.2023 

 

Absender  
Fraktion DIE LINKE 
      

Gremium Sitzungstermin 
Stadtrat 17.08.2023 

 

Kurztitel  
Unterstützung pflegender Angehöriger* 

 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Die Oberbürgermeisterin wird gebeten, Kontakt zum Sozialministerium des Landes Sachsen-
Anhalt aufzunehmen und die Sozialministerin dringend zu bitten, im Sinne einer unbedingt 
nötigen besseren Vernetzung der einzelnen Akteure* und einer klaren und ausfinanzierten 
Aufgabenzuweisung zeitnah einen Pflege-Gipfel in der Landeshauptstadt auszurichten bzw. 
eine ständige Pflegekonferenz wie in anderen Ländern auch einzurichten, um pflegenden 
Angehörigen gleichwohl wie zu Pflegenden tatsächlich all‘ die Unterstützung zukommen zu 
lassen, die ihnen auch zusteht. 
 
 
Begründung: 
 
Schon heute vergeht kein Tag ohne Nachrichtenmeldungen zum Thema Pflege in unserem 
Land. Dabei beginnen die Auswirkungen des demographischen Wandels erst zum Tragen zu 
kommen und stehen noch am Anfang. So stellte vor wenigen Tagen der langjährige stv. 
Sozialamtsleiter unserer Landeshauptstadt Magdeburg, Herr Jürgen Villard, in der 
Volksstimme fest: „Es macht sich der Eindruck breit, dass das Thema Pflege in unserem 
Bundesland immer noch nicht als eines der großen politischen Leitthemen erkannt worden 

ist.“1 Und hat zweifellos und bedauerlicherweise Recht damit!  
Auch in unserer Landeshauptstadt, die gewiss schon vieles und zum Teil ohne adäquate 
Kostenerstattung leistet (siehe Stellungnahme zum vorliegenden Antrag), sind noch Potentiale 
zu heben und Probleme zu klären sowie Absprachen mit anderen Akteuren* zu treffen und 
auch von allen Seiten einzuhalten.  
So führte die amtierende Sozialamtsleiterin, Frau Heike Schulz, im Gesundheits- und 
Sozialausschuss unlängst aus, „…(dass) Pflegekassen Ratsuchende an das Sozial- und 
Wohnungsamt und die Offenen Treffs verweisen. Dabei müssten die Pflegekassen ihrem 
eigenen Auftrag nachkommen. Hilfreich wäre es, über den Landtag die Pflegekassen zur 

Beratung aufzufordern.“2 
Diesem Anliegen möchte der Antrag Rechnung tragen. 
 
 
 
 
Nadja Lösch   René Hempel    Oliver Müller 
Fraktionsvorsitzende  Fraktionsvorsitzender   Stadtrat 

 
1 Magdeburger Volksstimme vom 08.08.23. 
2 Niederschrift der GeSo-Sitzung vom 22.03.23 
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